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1. Rechtsgrundlage 

Gemäß § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V beschließt der Gemeinsame Bundesausschuss in 
Richtlinien Bestimmungen über einheitliche Verhältniszahlen für den allgemeinen 
bedarfsgerechten Versorgungsgrad in der vertragsärztlichen Versorgung. 

2. Eckpunkte der Entscheidung  

Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung auf der Grundlage der 
Bedarfsplanung erschien es dem G-BA erforderlich, die demographische Entwicklung in die 
Abschätzung des Bedarfs an Vertragsärzten einzubeziehen. Mit Beschluss vom 15. Juli 2010 
wurde deshalb ein Demographiefaktor in die Bedarfsplanung eingeführt. 

Im Rahmen seiner Pflicht zur Überprüfung der Verhältniszahlen gem. § 101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
3 SGB V steht dem G-BA die Kompetenz zu, bei der Festlegung der Verhältniszahlen 
Kriterien zu berücksichtigen, anhand derer eine bedarfsgerechte Versorgung zu bestimmen 
ist. Hierzu gehört auch die Berücksichtigung der demographischen Entwicklung. Diese kann 
entsprechend in eine Anpassung der Verhältniszahlen einbezogen werden.  

Das allgemeine Ziel der Einführung des § 8a in die Bedarfsplanungsrichtlinie, mit 
modifizierten Verhältniszahlen zu gerechteren Versorgungsgraden und damit 
flächendeckend zu einer Versorgung zu kommen, die die Alterung der Bevölkerung und 
insbesondere die veränderten Versorgungsbedürfnisse alter Menschen stärker als bisher 
berücksichtigt, wurde in der Praxis jedoch verfehlt. 

Zusätzliche freie Sitze wurden nicht dort ausgewiesen und besetzt, wo es versor-
gungspolitisch besonders notwendig gewesen wäre, sondern u.a. in städtischen und vorher 
gesperrten Planungsbereichen. Zudem erfolgten Berechnungen auf unzureichender 
Datengrundlage, da beispielsweise Daten aus dem Versorgungsgeschehen innerhalb von 
Selektivverträgen nicht einbezogen wurden. Schließlich wurde der Demographiefaktor nicht 
in allen Kassenärztlichen Vereinigungen gleichermaßen umgesetzt. Das Plenum kommt zu 
dem Ergebnis, dass es deshalb sachgerecht ist, den Demographiefaktor (§ 8a BPL-RL) 
zugunsten einer Neuregelung im Rahmen der grundlegenden Reform der Bedarfsplanung 
mit Wirkung zum 31. Dezember 2012 auszusetzen. Der G-BA beauftragt den 
Unterausschuss Bedarfsplanung, die Auswirkungen des § 8a der Bedarfsplanungs-Richtlinie 
(BPl-RL) auf die Versorgung zu überprüfen. Bisherige mögliche Fehlentwicklungen bei der 
Umsetzung des Demographiefaktors sollen im Rahmen der Neufassung der BPl-RL korrigiert 
werden. Mit dieser Beschlussfassung signalisiert der G-BA auch, dass die Beratungen zur 
Neufassung der Bedarfsplanungs-Richtlinie möglichst bis zum 31. Dezember 2012 
abgeschlossen sein sollen.  

Der Vertreter der Bundesländer begrüßt die Beschlussfassung. 

Die Patientenvertretung unterstützt den Beschluss. 

3. Verfahrensablauf 

Der GKV-SV hat einen Beschlussentwurf nebst Tragenden Gründen zur 
Außervollzugsetzung des § 8a BPL-RL in die Sitzung des UA Bedarfsplanung am 15. Mai 
2012 eingebracht.  
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Die KBV hatte in der Sitzung die Auffassung vertreten, dass durch eine Aussetzung des 
Demographiefaktors ein falsches Signal gesetzt werde. Hierdurch werde in laufende 
Umsetzungsprozesse eingegriffen und dadurch Rechtsunsicherheiten geschaffen. 
 
Die Patientenvertretung teilte diese Bedenken, wies aber gleichzeitig auf die 
problematischen nicht beabsichtigten Effekte des Demographiefaktors hin und forderte eine 
zielführendere Berücksichtigung der demografischen Entwicklung in der neuen Bedarfs-
planungs-Richtlinie ein. 

Der UA Bedarfsplanung hat einvernehmlich die Durchführung eines 
Stellungnahmeverfahrens gemäß § 91 Abs. 5 SGB V zum Beschlussentwurf und den 
Tragenden Gründen des GKV-SVbeschlossen.  

Mit Schreiben vom 1. Juni 2012 wurde der Bundesärztekammer (BÄK) und der 
Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. Die Stellungnahmefrist zu dem kurzen und einfach verständlichen 
Beschlussentwurf wurde auf 3 Wochen festgelegt.  

Die BÄK hat auf eine ergänzende mündliche Stellungnahme verzichtet. Die BPtK wurde 
aufgrund der Praxisrelevanz des Beratungsgegenstandes bereits in der Sitzung des UA 
Bedarfsplanung am 22. Juni 2012 mündlich angehört, um ein Erreichen der G-BA-Sitzung 
am 19. Juli 2012 zu ermöglichen. 

Das Plenum hat sich am 19. Juli 2012 auf den vom Vorsitzenden eingebrachten 
Kompromissvorschlag verständigt und einvernehmlich beschlossen, den Demographiefaktor 
mit Wirkung zum 31. Dezember 2012 auszusetzen. Der Unterausschuss Bedarfsplanung ist 
beauftragt, die Auswirkungen des § 8a der Bedarfsplanungs-Richtlinie (BPl-RL) auf die 
Versorgung zu überprüfen. Bisherige mögliche Fehlentwicklungen bei der Umsetzung des 
Demographiefaktors sollen im Rahmen der Neufassung der BPl-RL korrigiert werden. 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Die BÄK folgt in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 19. Juni 2012 dem Votum der KBV 
und spricht sich gegen eine Außervollzugsetzung des § 8a BPL-RL aus. 

 

In ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 20. Juni 2012 sowie in der Anhörung befürwortet die 
BPtK grundsätzlich eine Außervollzugsetzung des § 8a BPL-RL im Sinne des 
Beschlussentwurfs des GKV-SV. Im Unterschied zur Beschlussvorlage des GKV-SV, sollen 
jedoch Modifikationen der Verhältniszahlen, welche in Anwendung des Demographiefaktors 
bereits erfolgt sind, für die Arztgruppe „Psychotherapeuten“ aufgehoben werden. Darüber 
hinaus soll der Regelungsvorschlag des GKV-SV, wonach Modifikationen der 
Verhältniszahlen wirksam bleiben, welche in Anwendung des Demographiefaktors bereits 
erfolgt sind, entfallen. 

Nach Auffassung der BPtK werde durch Daten belegt, dass die Prävalenz psychischer 
Erkrankungen in allen Altersgruppen vergleichbar hoch sei. Insoweit sei die den 
Demographiefaktor stützende Grundannahme, wonach mit steigendem Alter der 
Behandlungsbedarf proportional zunehme, auf die psychotherapeutische Versorgung nicht 
übertragbar. In Planungsbereichen, in welchen der Demographiefaktor bereits angewandt 
werde, würde sich die psychotherapeutische Versorgung auf Dauer verschlechtern.  

Der UA berät die Argumente der schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen. 

Den Ausführungen der BPtK zur Prävalenz psychischer Erkrankungen kann die Kassenseite 
nicht folgen. Sie verweist insoweit auf einschlägige Quellen der Bundesregierung. Darüber 
hinaus hätte die Anwendung des Demographiefaktors keine automatische Zunahme von 
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Zulassungsmöglichkeiten zur Folge. Auch der umgekehrte Fall einer Reduzierung von 
Zulassungsmöglichkeiten könne durch den Demographiefaktor eintreten. 

Die Kassenseite sieht für ihren Beschlussentwurf keinen Änderungebedarf. 

5. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
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Berlin, den 19. Juli 2012 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 


